
Zur beabsichtigten Schließung der DGB-Bildungsstätten in 
Hamburg-Sasel und Niederpöcking (Starnberger See): 

Fragen des „labournet“, Antworten der NGG 
und Kommentare des VGB 

 
Kurz nach dem 1. Mai 2011 veröffentlichte labournet unter  
(www.labournet.de/branchen/dienstleistung/allg/dgb_sasel.html) ein bemerkenswertes Inter-
view mit der Gewerkschaft NGG über deren Rolle als „Hausgewerkschaft“ in den von Schlies-
sung bedrohten DGB-Bildungsstätten Niederpöcking und Sasel.  
Der VGB (www.dervgb.de) kommentiert die NGG-Antworten auf die labournet-Fragen wie folgt: 
 
 
Frage labournet: 
Gibt es in dem Mantel- oder Rahmentarifvertrag (falls es einen solchen geben sollte) einen arbeitge-
berseitigen Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen analog dem Verzicht auf betriebsbedingte 
Kündigungen im derzeit noch bis 2014 gültigen Sozialplan des DGB? 
 
Antwort NGG: 
Beim DGB Bildungswerk existiert kein Sozialplan, der betriebsbedingte Kündigungen bis Ende 2014 
ausschließt. Tarifvertraglich ist ein solcher Ausschluss von Kündigungen weder beim DGB noch beim 
DGB Bildungswerk geregelt. Beim DGB ist der von Dir genannte Ausschluss von betriebsbedingten 
Kündigungen im Rahmen von Interessensausgleichs- und Sozialplanverhandlungen 2009 zwischen 
dem Gesamtbetriebsrat des DGB und dem DGB vereinbart worden, die auf Grund von Strukturverän-
derungen des DGB angezeigt waren. 
Unseres Wissens nach läuft aktuell auf Betreiben der Geschäftsleitung des DGB Bildungswerk das 
gerichtliche Verfahren zur Einsetzung einer Einigungsstelle zu den Interessensausgleichsverhandlun-
gen. 
 
 
Frage labournet: 
Wenn bisher kein Mantel- oder Rahmentarifvertrag mit zumindest bis 2014 befristetem Verzicht auf 
betriebsbedingte Kündigungen von der NGG mit dem DGB-Bildungswerk abgeschlossen wurde: Wa-
rum nicht (schließlich wurde bereits 1973 von der Mitgliederversammlung des DGB-Bildungswerkes 
beschlossen, dass für die dortigen Beschäftigten"die gleichen Arbeitsbedingungen wie für die DGB-
Beschäftigten" gelten sollten)? 
 
Antwort NGG: 
Bisher gab es keinen Bedarf, eine Regelung zum Ausschluss von Kündigungen analog zu der Rege-
lung zu treffen, die für die Beschäftigten des DGB gilt. Wie oben beschrieben beruht der in der ersten 
Frage beschriebene Kündigungsverzicht nicht auf einem Tarifvertrag, sondern ist durch Sozialplan-
verhandlungen zustande gekommen. 
 
Kommentar VGB: 
Wie bitte ? Es wäre der „Interessenvertreterin der DGB-Bildungswerk-Beschäftigten“ NGG doch mög-
lich gewesen, unter Bezugnahme auf die seit 1973 beim DGB-Bildungswerk unverändert gegebene 
Beschlusslage, dass für die dortigen Beschäftigten "die gleichen Arbeitsbedingungen wie für die DGB-
Beschäftigten" gelten sollten, sofort nach Abschluss des DGB-Sozialplans im Jahre 2009, spätestens 
jedoch beim Bekanntwerden der Schließungspläne die Aufnahme eines Verzichts auf betriebsbeding-
te Kündigungen in ihren „Manteltarifvertrag“ vom DGB-BW zu fordern und notfalls kampfweise durch-
zusetzen. Dass die NGG diese tarifpolitische Möglichkeit bisher nicht genutzt hat und offensichtlich 
auch jetzt, sozusagen 5 vor 12, anscheinend nicht daran denkt zu nutzen, lässt tief blicken! 
 
 
Frage labournet: 
Was hat die NGG bisher gegenüber der Geschäftsführung des DGB-Bildungswerks einerseits als 
auch gegenüber dem DGB-Bildungswerk-Eigner DGB andererseits im Einzelnen und wann jeweils 
dafür unternommen, "dass die Bildungszentren Hamburg-Sasel und Starnberg nicht geschlossen wer-
den und eine zeitgemäße Weiterentwicklung des DGB-Bildungswerkes stattfindet"? 
 

http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/allg/dgb_sasel.html
http://www.dervgb.de/


Antwort NGG: 
Öffentlich sichtbar haben auf Betreiben der NGG Verhandlungen über den Fortbestand der Bildungs-
zentren unter Beteiligung des Gesamtbetriebsrates des DGB Bildungswerk mit der Vereinsvorsitzen-
den des DGB Bildungswerkes Ingrid Sehrbrock am 3.12.2010 und 22.2.2011 stattgefunden. 
Des Weiteren wurde auf Betreiben der NGG dem Gesamtbetriebsrat des DGB die Möglichkeit einge-
räumt, den Teilnehmenden der Bundesvorstandssitzung des DGB am 1.3.2011 die wesentlichen Eck-
punkte des Alternativkonzeptes vorzustellen. 
Darüber hinaus haben wir bis zum heutigen Tag unsere Möglichkeiten genutzt, innerhalb der DGB-
Strukturen für den Erhalt der Tagungszentren einzutreten. 
 
Kommentar VGB: 
Beim Lesen der ersten beiden NGG-Sätze gewinnt man den Eindruck, als spreche hier ein quasi 
„neutraler“ Moderator. Ob die von den Schließungsplänen betroffenen DGB-Bildungswerk-
Beschäftigten ihre NGG-Beiträge bewusst für Moderieren anstelle ernsthafter gewerkschaftlicher Inte-
ressenvertretung gezahlt haben, bezweifelt der VGB. 
So sehr es die NGG ehrt, nach ihrer Darstellung „bis zum heutigen Tag“ ihre „Möglichkeiten genutzt“ 
zu haben, „innerhalb der DGB-Strukturen für den Erhalt der Tagungszentren einzutreten“, so nüchtern 
ist festzustellen, dass diese dargelegten Bemühungen der NGG bisher von keinerlei Erfolg gekrönt 
waren. Im Gegenteil: Am 1.3.2011 hat der DGB-Bundesvorstand beschlossen, dass Michael Sommer 
und der Bundesvorstand „nicht in die laufenden Verhandlungen eingreifen werden“. Von einer NGG-
Ablehnung dieser die Schließungsabsicht de facto stützenden Positionierung des Eigners des DGB-
Bildungswerks war leider nichts zu vernehmen. 
 
 
Frage labournet: 
In welcher Weise hat die NGG die Aktionen am 12.4.2011 im Anschluss an die Saseler Betriebsver-
sammlung (Demo vom Hamburger Hbf und Kundgebung vor dem Hamburger Gewerkschaftshaus) 
konkret unterstützt? 
 
Antwort NGG: 
Die NGG hat die Demonstration am 12.4.2011 nicht unterstützt. Wir sind von den Organisatoren der 
Demonstration nicht um Unterstützung durch NGG angesprochen worden. 
 
Kommentar VGB: 
Wenn dies zutreffen sollte, wäre das ein leichtsinniges Unterlassen der Inanspruchnahme gewerk-
schaftlichen Beistands gewesen. Sollte dies dem spontanen Charakter der Aktion am 12.4. geschuldet 
sein, stellt sich dennoch die Frage, warum die in diesem Betrieb vertretene DGB-Gewerkschaft NGG 
nicht einfach diesen Aktionsvorschlag in der Betriebsversammlung aufgegriffen und durch Voranmar-
schieren beim Demonstrationszug und durch ein deutliches öffentliches Statement vor dem Hambur-
ger Gewerkschaftshaus unterstützt hat. Könnte das vielleicht daran liegen, dass die DGB-
Gewerkschaft NGG Beißhemmung gegenüber dem Arbeitgeber DGB (-Bildungswerk GmbH) hat ? 
 
 
Frage labournet: 
Wann hat die NGG bei der Geschäftsführung des DGB-Bildungswerkes als dessen "Tarifpartner" 
schriftlich die Forderung nach einem Sozialtarifvertrag gestellt? 
Wenn nein, warum nicht, obwohl der NGG dieses Instrument (siehe NGG-Sozialtarifvertrag 
bei Anheuser-Busch inBEV Deutschland) durchaus bekannt ist? 
 
Antwort NGG: 
Die NGG hat das DGB-Bildungswerk nicht zur Aufnahme von Verhandlungen zu einem Sozialtarifver-
trag aufgefordert. Aktuell läuft das betriebliche Verfahren zu den Interessenausgleichs- und Sozial-
planverhandlungen. 
Die Forderung nach einem Sozialtarifvertrag würde unsere Forderung nach Erhalt der Bildungszentren 
konterkarieren. 
 
Kommentar VGB: 
Unsinn: Gewerkschaftliche Strategie beim Kampf um Sozialtarifverträge ist in aller Regel, die vorge-
sehenen Betriebsänderungen (hier:Stilllegungen) derart zu verteuern, dass die Weiterführung des 
Betriebs die auch betriebswirtschaftlich sinnvollere Alternative zur Stilllegung darstellt.  



Zum Verhältnis von Interessenausgleichs- und Sozialplanverhandlungen zum Kampf um einen Sozial-
tarifvertrag erklärte das BAG am 24.4.2007:  
„Gewerkschaften dürfen zu Streiks für einen Tarifvertrag aufrufen, in dem wirtschaftliche Nachteile aus 
einer Betriebsänderung ausgeglichen oder gemildert werden sollen. Für die Aufstellung betriebsbezo-
gener Sozialpläne sind zwar nach §§ 111, 112 Betriebsverfassungsgesetz Arbeitgeber und Betriebsrat 
zuständig. Das Betriebsverfassungsgesetz schränkt jedoch die Regelungsbefugnis von Tarifvertrags-
parteien nicht ein. Typische Sozialplaninhalte - wie Ansprüche auf Abfindungen oder Qualifizierungs-
maßnahmen - sind zugleich tariflich regelbare Angelegenheiten. Ist der Arbeitgeber(verband) zum 
Abschluss eines entsprechenden Tarifvertrags nicht bereit, darf hierfür gestreikt werden. Die Gewerk-
schaften können mit dem Streik auch sehr weitgehende Tarifforderungen verfolgen. Der Umfang einer 
Streikforderung, die auf ein tariflich regelbares Ziel gerichtet ist, unterliegt wegen der durch Art. 9 Abs. 
3 Grundgesetz gewährleisteten Koalitionsbetätigungsfreiheit einer Gewerkschaft und im Interesse der 
Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie keiner gerichtlichen Kontrolle. 
Der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts hat deshalb - wie schon die Vorinstanzen - die gegen 
solche Streikaufrufe der Industriegewerkschaft Metall gerichtete Unterlassungsklage eines Arbeitge-
berverbands abgewiesen.“  
 
 
Frage labournet: 
Und abschließend eher grundsätzlicher Natur: 
Geht die NGG davon aus, dass sie, obwohl sie Mitglied im DGB ist und nach § 4 Abs. 3 der DGB-
Satzung verpflichtet ist, dessen Satzung einzuhalten und die Beschlüsse der Organe des Bundes 
(Bundeskongress, Bundesausschuss und Bundesvorstand) durchzuführen, im Sinne der 
höchstrichterlichen Rechtssprechung (BAG in ständiger Rechtssprechung, zuletzt am 28.3.2006, AZ 1 
ABR 58/04, Punkt III.1 der Entscheidungsgründe) zum Tarifvertragsgesetz gegenüber dem DGB-
eigenen DGB-Bildungswerk wirklich sowohl "unabhängig" als auch "gegnerfrei" ist? 
 
Antwort NGG: 
Ja, die Gewerkschaft NGG ist als eigenständige Organisation mit eigenständigen Entscheidungsgre-
mien selbstverständlich unabhängig und gegnerfrei. Das wird auch durch die von Dir angesprochene 
Satzungsbestimmung des DGB nicht in Frage gestellt. 
Wir gehen weiter davon aus, dass unter Berücksichtigung der Vorschläge des Gesamtbetriebsrates 
eine Fortführung des Betriebs der Bildungszentren in Hamburg-Sasel und Niederpöcking möglich ist, 
obwohl die finanzielle Unterstützung des DGB Bildungswerk durch den DGB zukünftig abnehmen 
wird. Diese Entwicklung ergibt sich zwangsläufig aus der Verknappung der finanziellen Möglichkeiten 
des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften. Dieser Entwicklung muss sich auch der DGB insge-
samt stellen. Das die Betriebsräte des Bildungswerk dazu bereit sind, haben sie mit ihren konzeptio-
nellen Überlegungen gezeigt. Wir werden weiterhin unsere Möglichkeiten nutzen, dass auch die Ge-
schäftsleitung des DGB Bildungswerk an einem zukunftsfähigen Konzept für das Bildungswerk mit 
allen momentan vorhandenen Bildungszentren arbeitet. 
 
Kommentar VGB: 
Wie „unabhängig“ und „gegnerfrei“ die NGG in Bezug auf den Bildungswerks-Eigner DGB tatsächlich 
ist, beweist sie selber durch ihr in diesem Konflikt im zweifachen Wortsinne moderates Verhalten. Statt 
den Arbeitgeber DGB – Bildungswerk ernsthaft, z.B. durch Forderung eines Sozialtarifvertrags und 
ggfs. Streikmaßnahmen dafür wirklich unter Druck zu setzen, gibt es lediglich papiernen Protest. Von 
wirklichem Biss der NGG gegenüber dem DGB-Bildungswerk ist nichts zu verspüren. 
Viel dagegen vom Verständnis für die „Verknappung der finanziellen Möglichkeiten des DGB.“ Ein 
altes Sprichwort lautet: „Jammern ist das Hohelied des Kaufmanns.“ Dass die Geschäftsführung des 
Bildungswerkes und dessen Eigner, der DGB, in diesem Falle jammern, ist normal. Dass die NGG, die 
doch eigentlich mit den und für die betroffenen Bildungswerk-Beschäftigten den gewerkschaftlichen 
Kampf gegen die Schließungsabsichten führen sollte, in dieses Jammern mit einstimmt und ins glei-
che Horn wie der DGB tutet, ist fatal. 
Fazit: Wenn Gewerkschaftsbeschäftigte sich darauf verlassen, dass Gewerkschaften auch als Arbeit-
geber ihre Arbeitnehmerinteressen vertreten würden, sind sie verlassen. 
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